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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Januar 1961 

8 — 52310 ^ 5095/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung 
des Tabaksteuergesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 22. Dezember 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetz- 
entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 
Im übrigen erhebt er gegen den Entwurf keine Einwendungen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu dem Änderungsvor- 
schlag des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck; Bonner Univorsiiläts-Euchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Tabaksteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

In § 3 Abs. 1 Abteilung C Buchstabe a des Tabak- 
steuergesetzes vom 6. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 169), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Ände- 
rung von Verbrauchsteuergesetzen vom 10. Okto- 
ber 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1704), wird hinter 
dem Wort „mindestens" die Zahl „50" durch die 
Zahl „25" ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 

Das Ergebnis der diesjährigen deutschen Tabakernte 
ist durch das Auftreten des Blauschimmels erheblich 
hinter dem Ergebnis der Vorjahre zurückgeblieben. 
Während die Zigarettenindustrie noch ausreichend 
mit Inlandtabak versorgt ist, besteht für die Rauch- 
tabakindustrie ein fühlbarer Mangel. Würde der 
Satz für die Beimischung von Inlandtabak zu steuer- 
begünstigtem Feinschnitt von 50 v. H. unverändert 
beibehalten werden, so würde die Rauchtabakindu- 
strie mit ihrem Vorrat voraussichtlich nur bis etwa 
Oktober 1961 reichen. Es ist deshalb erforderlich, 
den Beimischungssatz des § 3 des Tabaksteuergeset- 
zes für steuerbegünstigten Feinschnitt vorüber- 
gehend zu senken. Der Versorgungslage entspricht 
eine Senkung von 50 v. H. auf 25 v. H. 

Bund, Länder oder Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Drucksache 2397 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Artikel 1 ist wie folgt zu fassen; 

.Artikel 1 

In § 3 des Tabaksteuergesetzes vom 6. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl I S. 169), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuer- 
gesetzen vom 10. Oktober 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1704), wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„ (4) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung den in Absatz 1 Abteilungen B 
Buchstabe a und C Buchstabe a vorgesehenen Bei- 
mischungssatz von 50 vom Hundert Inlandstabak 
vorübergehend herabsetzen, soweit dies nach der 
Versorgungslage mit Inlandstabak erforderlich ist.“ ' 

Begründung 

Das Ergebnis der diesjährigen deutschen Tabak- 
ernte ist infolge des Auftretens des Blauschimmels 
erheblich hinter dem Ergebnis der Vorjahre zurück- 
geblieben, so daß für die Rauchtabakindustrie ein 
fühlbarer Mangel entsteht. Würde der in § 3 Abs. 1 
Abteilung C vorgesehene Satz für die Beimischung 
von Inlandstabak zu steuerbegünstigtem Feinschnitt 
von 50 V. H. unverändert beibehalten werden, so 
würde die Rauchtabakindustrie mit ihrem Vorrat 
voraussichtlich nur bis etwa Oktober 1961 reichen. 
Es ist deshalb erforderlich, den Bundesminister der 
Finanzen zu ermächtigen, den Beimischungssatz 
vorübergehend entsprechend der Versorgungslage 
zu senken. Obwohl die Verknappung an Inlands- 
tabak zur Zeit für die Zigarettenindustrie nicht be- 
steht, soll die Ermächtigung so allgemein gefaßt 
werden, daß der Beimischungssatz sowohl der Ab- 
teilung B als auch der Abteilung C des Absatzes 1 
vorübergehend nach Bedarf herabgesetzt werden 
kann. 


3 



Drucksache 2397 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Der Bundesrat hat ^ abweichend von dem Gesetz- % 
entwurf der Bundesregierung ^ vorgeschlagen, den 
Bundesminister der Finanzen zu ermächtigen, den 
Beimischungssatz von 50 v. H. Inlandstabak bei 
Feinschnitt und bei der sog. schwarzen Zigarette 
durch Rechtsverordnung vorübergehend herabzu- 
setzen, soweit dies nach der Versorgungslage mit 
Inlandstabak erforderlich ist. 

Die Bundesregierung schließt sich dem Vorschlag 
nicht an. Sie hält an der Regierungsvorlage fest. 

Die Zigarettenindustrie verfügt z. Z. über einen Be- 
stand an Inlandstabak, der ohne Herabsetzung des 
Beimischungssatzes bis August 1962 reicht. Zu die- 
sem Zeitpunkt ist der Anschluß an die Ernte 1961 
gesichert. Die Versorgung der Rauchtabakindustrie 
mit Inlandstabak läßt sich bereits so weit überblik- 
ken, daß eine vorübergehende Senkung der Bei- 
mischung schon jetzt — wie in der Regierungsvor- 
lage vorgeschlagen — gesetzlich geregelt werden 
kann. Der Weg der Ermächtigung ist danach nicht 
erforderlich; er würde das Verfahren nur verzögern. 

Gegen die vom Bundesrat vorgeschlagene Ermäch- 
tigung bestehen im übrigen im Hinblick auf Arti- 
kel 80 Abs. 1 Satz 2 GG verfassungsmäßige Be- 
denken. 

Da es sich bei der Senkung des Beimischungssatzes 
nur um eine vorübergehende Maßnahme handeln 
soll (vgl. Satz 4 der Begründung zur Regierungsvor- 
lage), bestehen keine Bedenken dagegen, daß der 
Bundestag einen Zeitpunkt für den Wegfall dieser 
Maßnahmen ausdrücklich festsetzt. Die Bundesregie- 
rung hält eine Befristung bis zum 1. Juni 1962 für 
angemessen. 
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